
 Nr. 10, Juni 2007 
 

 
 
 

                                                

Ruhig durchatmen –  
Die Grundeinkommensidee taugt nicht zu politischen Schnellschüssen 
 
Ein Kommentar zur aktuellen Diskussion  
von Günter Sölken∗ 
 
 
Ja, es ist sensationell, wie schnell sich die Diskussion über die Einführung eines 
bedingungslosen Grundeinkommens entwickelt hat. Kaum ein anderes Thema lockt Menschen 
in solcher Zahl zu politischen Veranstaltungen, und auch die politischen Parteien können sich 
um die Auseinandersetzung mit der Grundeinkommensforderung nicht mehr drücken. Etliche, 
auch hier in diesem Netzwerk, glauben bereits, es sei die Stunde der direkten Demokratie 
gekommen und bereits jetzt an der Zeit, es mittels Petitionen, Volksbegehren oder -
abstimmungen durchzusetzen.  
 
Ich denke dagegen, dass die Zeit und die vorliegenden Konzepte für die Einführung eines BGE 
ist noch nicht reif sind und das auch allerfrühestens in zwei oder drei Jahren der Fall sein kann. 
Die Bilanz von hunderten Veranstaltungen zeigt einerseits zwar, wie attraktiv die Forderung als 
ein möglicher Ausweg aus der Armutsfalle ist. Andererseits: der Verlauf der Veranstaltungen 
und die (berechtigten) Fragen, die uns hier gestellt werden, und die bei vielen verbleibenden 
Zweifel zeigen eben auch, dass die Idee selbst von vielen der Sympathisanten in der 
Bevölkerung noch nicht ausreichend verstanden wird und sie eben noch nicht mehrheitsfähig 
ist. Die Vorstellung, dass jemand, ohne zu arbeiten, z.B. 1000 € monatlich vom Fiskus 
überwiesen bekommt und andere dies durch harte Arbeit finanzieren sollen, ist für viele eine 
Hürde, vor der sie sich verweigern. Und dass selbst Einkommensmillionäre zum 
Empfängerkreis gehören sollen, erschließt sich so manchem, der die Idee grundsätzlich gut 
findet, immer (noch) nicht. Und seien wir ehrlich: Einige Auswirkungen der Einführung eines 
BGE können wir alle derzeit noch nicht absehen. Dazu gehören beispielsweise steuerpolitische 
Fragen, etwaige Änderungen im System der Sozialversicherungen sowie andere politische und 
finanzwirtschaftliche Rahmenbedingungen, die im Zuge der Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens von den Parlamenten beschlossen werden müssten.  
 
Schließlich ist die Forderung selbst unter den Linken heftig umstritten und sie wird von dort 
und von den Gewerkschaftsspitzen als Stilllegungs- und Stillhalteprämie verdächtigt; als ein 
Instrument, mittels dessen sich die Neoliberalen von der Verpflichtung zu einer sozialgerechten 
Politik für alle freikaufen könnten. Ganz aus der Luft gegriffen sind solche Befürchtungen 
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gewiss nicht: Kämen Grundeinkommenskonzepte wie die von Thomas Straubhaar zur 
Umsetzung, dann würde damit tatsächlich auch das Ende des Sozialstaats eingeläutet. 
Grundeinkommen (auch mit dem Zusatz „bedingungslos“) ist halt nicht in jedem Fall mit 
sozialem Fortschritt gleichzusetzen. Deshalb gilt es aufzupassen, die Auswirkungen, Vor- und 
Nachteile der höchst unterschiedlichen Grundeinkommensmodelle von BAG-SHI bis 
Straubhaar, von Götz Werner und Helmut Pelzer bis zu Althaus sorgfältig zu prüfen und 
abzuwägen. Und diese Diskussion über die Umsetzung der Grundeinkommensidee im Rahmen 
der Gesetzgebung hat eigentlich gerade erst begonnen.  
 
Auch die Medienresonanz sowie die Behandlung des Themas durch die politischen Parteien 
sollten nicht überschätzt werden. Der Thüringische Ministerpräsident Dieter Althaus ist mit 
seiner Grundeinkommens-Forderung innerhalb der CDU/CSU noch weitgehend isoliert und 
Welten entfernt von der Mehrheitsmeinung innerhalb der Union. Selbst in der Linkspartei sind 
die Befürworter eines bedingungslosen Grundeinkommens (noch) in der Minderheit. Bei den 
Grünen findet derzeit ein kreatives Gären zum Grundeinkommen statt, wobei die Basis 
tendenziell starke Sympathien hat, die Parteispitze aber weiterhin eindeutig ablehnend ist. 
Scheinbar vollends immun gegen den Grundeinkommens-Virus zeigt sich dagegen die SPD. 
Ablehnung kommt hier gerade auch von der Linken - von Ottmar Schreiner über Andrea 
Nahles bis zum Juso-Vorsitzenden Björn Böhning. Zu glauben, ein sozialfortschrittliches 
Grundeinkommen könnte ohne eine aktive Mitwirkung und Unterstützung der SPD umgesetzt 
werden, wäre aber wirklich blauäugig und möglicherweise fatal.  
 
Vor allem die Befürchtungen aus der gewerkschaftlichen und marxistischen Linken, dass die 
Grundeinkommensforderung als ein neoliberales Trojanisches Pferd benutzt werden könnte 
und das Grundeinkommen letztlich durch den Abriss der Sozialstaatsverpflichtung erkauft 
würde, müssen ernst genommen und durch überzeugende Konzepte, die diese Gefahr 
berücksichtigen, ausgeräumt werden. Bis dahin ist noch ein gutes Stück Arbeit, die nicht allein 
durch politische Vordenker, sondern nur unter konstruktiver Einbindung der Parteien und 
Parlamente zu leisten ist.  
 
Und machen wir uns auch über die Meinung der Bevölkerung nichts vor. Noch ist die Idee 
nicht so weit verbreitet und vor allem soweit verstanden, dass sie nicht leicht durch das 
politische Establishment ausgekontert werden könnte. Vor meinem geistigen Auge sehe ich 
schon einen Zeitungskiosk vor mir mit der Bild-Zeitungs-Schlagzeile: „Skandal: 1.000 € 
Grundeinkommen für Deutsche Bank-Chef Ackermann!“ 
 
Die aktuelle Diskussion über die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens ist 
insoweit positiv zu bewerten, dass sich das politische Establishment ernsthaft damit befasst und 
sich nicht mehr leistet, die Forderung lächelnd zu ignorieren. Ein anderer Aspekt ist aber auch, 
dass sich das Establishment so in Position zu bringen versucht, dass es diese lästige Diskussion 
möglichst bald zuende bringen kann.  
 
Zu einer solchen Beendigungsstrategie könnte auch gehören, dass und wie die Grüne 
Parteispitze derzeit die offensive innerparteiliche Diskussion zum Grundeinkommen betreibt. 
Sowohl auf Länder- als auf Bundesebene findet derzeit eine Vielzahl von 
Vorbereitungsveranstaltungen für den Bundesparteitag im Herbst statt, wie jetzt am 11. Juli in 
Berlin ein Streitgespräch unter Beteiligung des Grünen Netzwerks Grundeinkommen und 
gewerkschaftlicher Erwerbsloseninitiativen. Die Marschroute der Grünen-Spitze könnte lauten, 
im Herbst auf dem Bundesparteitag das Thema Grundeinkommen „abschließend“ zu 
behandeln: in der Erwartung derzeit, weil die Grundeinkommens-Befürworter noch nicht stark 
genug sind, noch eine Mehrheit für die Grüne Grundsicherung und für eine Ablehnung der 
Grundeinkommensidee zu erhalten. Um dann in Zukunft darauf verweisen zu können, dass sich 
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die Partei nach intensiver innerparteilicher Diskussion bereits für ein anderes Konzept 
entschieden habe - „abschließend“ eben, und dass ein weiterer Diskussionsbedarf nicht gegeben 
sei.  
 
Nein, für eine erfolgreiche und sozial-fortschrittliche Umsetzung der 
Grundeinkommensforderung und „abschließende“ Beschlüsse der Parteien ist die Zeit noch 
nicht reif. Noch ist die Idee bei der Mehrheit der Bevölkerung noch gar nicht angekommen, 
geschweige denn bereits verstanden. Noch gibt es zu viele offenen Fragen und Widersprüche, 
für die in den vielen unterschiedlichen GE-Konzepten noch keine umfassend befriedigenden 
Antworten zu finden sind.  
 
Das Interesse der Grundeinkommensbefürworter muss es deshalb sein, die Diskussion 
möglichst ausdauernd und lange offen zu halten und die Menschen und schließlich auch die 
Parteien mit schlüssigen Konzepten von der politischen Umsetzbarkeit und Reife der Idee zu 
überzeugen. 
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